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Ist 2023 Soll 2024 2025 in TEuro 2026 

______ _____ _____ SOLL neu _____ 

  _____ +/- _____ 

  _____ Reg. Entw. Klicken oder tippen Sie 

hier, um Text 
einzugeben. 

Zweckbestimmung [ggf. A)alt, B)neu] inkl. Haushaltsvermerke/Erläuterungen 

Die Stellen der Kapitel 03 12, 03 14, 03 15, 03 16 und 03 20 können kapitelübergreifend besetzt werden.  

Darüber hinaus können Stellen der Kapitel 03 01 und 03 12 sowie Stellen der Kapitel 03 12 und 03 17 
kapitelübergreifend besetzt werden. Die Personalausgaben dürfen auch zu Lasten der abgebenden 
Stelle gezahlt werden. 

In den Kapiteln 03 12, 03 14, 03 15, 03 16 und 03 20 dürfen für den Zeitraum des 

Doppelhaushaltes 2025/2026 Planstellen der LG 2.1 laufbahngruppenübergreifend mit 
Beamten der LG 1.2 besetzt werden.  

Durch Stellenumsetzungen in das Kapitel 03 12 wird im Doppelhaushalt 2025/2026 die 

Übernahme der Anwärter nach der Ausbildung in die sächsische Polizei sichergestellt.  

A) In Umsetzung der Empfehlungen der Fachkommission Polizei 2023 wird der 
Einstellungskorridor von 450 im Jahr 2024 ab dem Jahr 2025 temporär auf 475 
Einstellungen pro Jahr angehoben. 

B) In Umsetzung der Empfehlungen der Fachkommission Polizei 2023 wird der 
Einstellungskorridor von 450 im Jahr 2024 ab dem Jahr 2025 temporär auf 550 

Einstellungen pro Jahr angehoben. 

Deckungsvorschlag und Begründung der Änderung 

Deckung zu Lasten des Gesamthaushaltes.  



 

 

Die einbringende Fraktion hält eine Erhöhung des Haushaltsansatzes für erforderlich, 

um eine verlässliche und nachhaltige Personalplanung bei der Polizei zu ermöglichen. 
Zwar sieht der Koalitionsvertrag die Zielmarke von 15.000 Polizeibediensteten bis zum 

Ende der Legislaturperiode vor, doch wird diese Zielstellung durch den Vorschlag der 
Fachkommission – lediglich 475 Neueinstellungen – realistisch nicht erreicht. Ein 
wesentlicher Schwachpunkt dieser Planung liegt in der unrealistischen Annahme einer 

stark sinkenden Abbrecherquote während der Ausbildung. Der seit Jahren stabile 
Durchschnitt von rund 18 Prozent Ausbildungsabbrüchen lässt vielmehr den Schluss 

zu, dass der Einstellungskorridor entsprechend angepasst werden muss. Ein bloßes 
Hoffen auf eine Reduzierung auf 10 Prozent erscheint – auch nach zahlreichen 
Gesprächen mit dem SMI – nicht fundiert begründbar. Auch der Polizei-

Hauptpersonalrat spricht sich in seiner ergänzenden Stellungnahme deutlich für eine 
Anhebung des Einstellungskorridors auf 600 aus, um der strukturellen Überlastung des 

Personalkörpers entgegenzuwirken. Angesichts der prekären Haushaltssituation sieht 
die einbringende Fraktion in der vorgeschlagenen Erhöhung einen notwendigen, aber 
zugleich maßvollen Schritt, der der Sicherheitslage im Freistaat gerecht wird und 

zukünftige Mehrbelastungen – etwa durch zu hohe Überstunden oder 
krankheitsbedingte Ausfälle – vermeiden hilft. 

 


